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Sehr geehrte Ausschussmttglieder/

vielen Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme zu den o.g. Gesetzentwür"

fen/ zu denen ich Ihnen gern die Auffassung der Katholischen Kirche in Thürin-

gen darstellen möchte.

Leider werde Ich an der mündlichen Anhörung am 31. Mai 2024 nicht teilneh"

men können, da zeitgleich in Erfurt der Deutsche Katholikentag stattfindet und

parallel zur entsprechenden Sitzung Ihres Ausschusses eine Reihe von Termf-

nen wahrzunehmen habe. Für Ihr Verständnis bedanke tch mich herzlich.

Alfgemefne Bewertung

Beide Gesetzentwürfe verfolgen das Ziel/ die Zuständtgkeiten beim Vollzug aus-

länderrechtlicher Regelungen zu zentralisieren bzw. zu koordinieren und damit

eine effizientere und schnellere VerwaitUngspraxis zu schaffen. Dieses Ziel wird

kirchlicherseits ausdrück!!ch begrüßt. Aus unserer Sicht ist es durchaus sinnvoll/

unterschiedliche Verfahrensschritte zu bündein und aufeinander abzustlm-

men/ damit Menschen zügig Gewlsshett über Ihre aufenthaltsrechtlichen Per-

spektiven erlangen und gleichzeitig die bürokratischen Hemmnisse bzw, zeltii-

chen Verzögerungen bei ihrer Integration abgebaut werden.

Die Entwürfe unterscheiden sich deutlich in der Ihnen zugrunde liegenden !n-

tention. Der Entwurf der Reglerungsfral<tionen zielt eher darauf ab, Zuwande-

rung als ein dauerhaftes und letztlich positives Phänomen zu gestalten/ auslän-

dischen Fachkräften eine rasche Integration zu ermöglichen und Geflüchteten

ein sicheres und möglichst wenig belastendes Verfahren zuteilwerden zu las-

sen.

Im konkurrierenden Entwurf der CDU-Fraktion steht eine Unterscheidung in

gewallte Zuwanderung von benötigten Fachkräften und der akzeptierten Zu"

Wanderung von asylberechtigten Schutzsuchenden einerseits und die rasche
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Rückführung von Personen ohne Bleibeperspektlve andererseits Im Vorder-

grund.

Selbstverständlich muss es rechtsstaatliche und humanltar angemessene In-

strumente geben/ um Menschen, die hier in Deutschland nicht bleiben können;

in ihre Herkunftsländer zurückbringen zu können. Jedoch sollte hierzu zunächst

einmal betrachtet werden/ welchen Anteil der In Thüringen lebenden Men"

sehen mit ausländischer Staatsangehörigkelt überhaupt für eine solche Rück-
führung infrage komtnt. In der Öffentlichkeit herrscht wohl die Meinung vor/
dies beträte den überwiegenden Teil der Migrantinnen und Migranten.

Tatsächlich )st deren Zahl jedoch vergleichsweise gering. Am Ende des vergan-

genen Jahres waren 4756 Menschen volizlehbar ausrejsepfhchtig/ d!e afler-

meisten davon im Besitz einer Duldung, Aber auch diese Zahl muss realistisch

eingeordnet werden. Ein nicht kleiner Anteil dieser Personen Ist erwerbstätig/

häufig In Vollzelt und unbefristet. Die Logistikbranche rund um Erfurt oder die
Süßwarenproduzenten an der Saale können auf diese Personengruppe gar

nicht mehr verzichten. Zudem befinden sich eine erhebliche Zahl geduldeter
Menschen in Ausbildung oder sind aufgrund ihres Gesundheitszustandes nicht
reisefählg.

Somit dürfte die Verteilung von zugewanderten Personen auf die Kommunen

weiterhin der Regelfail sein. Es sollte aus unserer Steht also das vorrangige Ziel

der Migrationspolltik sein/ die angemessenen Unterbrlngungskapazitäten in

den Kommunen zu erhöhen und die Einrichtungen bzw. Dienste, die vor Ort die

Integration der Menschen kümmern, verlässltch und adäquat auszustatten. Die

Kommunen sollten ferner durch die zentrale Landesausländerbehörde von ai-

len Aufgaben entlastet werden, die in einem vergleichsweise kleinen Bundes-

land wie Thüringen besser zentral abgewickelt werden könnten. Hierzu könnte

Z.B. auch die Bearbeitung von ElnbÜrgerungsanträgen gehören.

Zentral im Gesetzentwurf der CDU-Fraktion ist die Schaffung von großen Ge-

mefnschaftsunteri<ünften über die Erstaufnahme hinaus/ genannt „Thüringer

Zentren für Aufnahme und Rückführung (TZAR)". Dieses Konzept, das sich an

die sog. „AnKER-Zentren" In mehreren anderen Bundesländern anlehnt, hat die

Kirche von Beginn an sehr kritisch bewertet. Unsere wesentlichen diesbezügli-

chen Bedenken seien hier noch einmal kurz skizziert.

Zur Verweitcfauer in de TZAR

Wir erachten sowohl aus humanitären als auch aus integrationspoiitischen

Gründen eine mögliche Verweildauer von bis zu zwei Jahren als deutlich zu

hoch. Be! dieser Bemessung wird nur unzureichend berücksichtigt, dass längst

nicht Jedes Asylverfahren innerhalb dieser Zeitspanne abgeschlossen werden

kann.

Bei einer solch langen Verweiidauer Ist aber vor allem zu befürchten, dass die

Zeit der Unterbringung für die Betroffenen zur verlorenen Zeit wird, gerade für

Kinder und Jugendliche. Die möglichen psychosozialen Folgen dieses Zustands

- die von Antriebs los igkeit oder Aggression bis zur schweren Depression und

Suizidgefahr reichen können - sind bereits aus der Langzeitarbeitslosigkeit
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bekannt. Es Ist zu befürchten, dass diese Auswirkungen durch die Verfahrens-

Immanente Ungewisshelt weiter verstärkt werden.

Da Im Anschluss an den Aufenthalt in einem TZAR nicht nur die Abschlebung,
sondern auch die Verteilung auf die Kommune möglich Ist, führen Versaum-

nisse bei der Unterbringung und der Integration der Betroffenen zu höheren

Belastungen in der Zukunft.

Zum untergebrachten Personenkrels

Die Kirche betrachtet die Heterogenttät des in den TZAR unterzubringenden

Personenkrelses mit großer Sorge. Menschen/die gerade erst In Thüringenan-

gekommen sind/ befinden sich Im Anschluss an ihre Flucht oft in einer psychl-

sehen Ausnahmesituation. Einerseits haben sie die Erfahrungen und Strapazen

ihrer Flucht zu bewältigen und müssen sich in einem gänzlich neuen Umfeld
orientieren. Andererseits setzen sie große Hoffnungen auf den noch offenen

Ausgang ihres Asyfverfahrens. Während dieses Zeitraums sind Stabilität und Sf-

cherheit unerlässllch. Dies gilt insbesondere für vulnerable Personengruppen

wie Kinder, Frauen oderTraumatisierte.

In einem TZAR wären diese Menschen gemeinsam mit Personen untergebracht

werden, deren DubHn- oder Asylverfahren bereits erfolglos abgeschlossen

wurde und die aus Deutschland abgeschoben werden sollen. Sofern die Be-

Schaffung der notwendigen Reisepapiere überhaupt in angemessener Frist ge-

lingt, werden längst nicht alle dieser Menschen freiwillig gehen/ sondern sich

ihrer Abschiebung eventuell auch gewaltsam widersetzen. Gerade erst in

Deutschland angekommene Schutzsuchende werden also vielfach zu Tages-

und Nachtzeiten mit Polizeiprasenz/ Durchsuchungen und konflikthaften Ab-

schiebungen konfrontiert sein.

Es besteht zudem die Gefahr/ dass das Nebeneinander unterschiedlicher Sta-

dien und Perspektiven !m Asyiverfahren Spannungen zwischen den Schutzsu"

chenden und den Ausreisepfllchtigen verstärken kann, insbesondere dann,

wenn eine herkunftsspeziflsche Verteilung stattfindet Außerdem vermag sich
dieses Nebeneinander destabilisierend und damit integrationsschadlich auf

diejenigen Schutzsuchenden auszuwirken, die letztlich in Deutschland bleiben

können.

Zur Situation von Kindern und anderen besonders vulnerablen Gruppen

Ein spezielles Augenmerk sollte unserer Auffassung nach besonders vulnerab-

len Personengruppen gelten/ wie unbeglelteten Minderjährtgen, alfeinstehen-

den Frauen oder Familien mit Kindern. Unsere Jahrelange Erfahrung lehrt, dass

diese Personengruppen bestenfalls überhaupt nicht In großen Gemeinschafts-

Unterkünften untergebracht werden sollten. Mögliche Versäumnisse bei die-

sen Personengruppen können besonders schwerwiegende Folgen haben, die

später nicht oder nur mit erheblichem Aufwand wieder korrigiert werden kön-

nen.

Unter den ankommenden Geflüchteten befinden sich eine große Zahl von Mtn-

derjährigen. Kindern ist es nicht zumutbar, In einer prägenden Lebensphase

monate-oder gar Jahrelang in Gemelnschaftsunterkünften ohne Privatsphäre
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und Möglichkeiten zur persönlichen Entfaltung zu leben. Schon d!e angestrebte

maximale Verweildauer von zwei Jahren ist aus Sicht der Kirche mit Bfick auf

das Kindeswohl schädlich. Darüber hinaus muss der ungehinderte Kindergar-

tenbesuch, eine Beschulung im regulären Thüringer Schulsystem sowie ausret-

chend Möglichkeit zu sinnvolfer Frelzeltgestaltung in „normaler" Umgebung

unserer Auffassung nach selbstverständlich sein.

Zur negativer) Sfgnalwfrkung

Schließlich Ist zu bedenken, dass die konkrete Ausgestaltung der TZAR möglich-
erweise eine negative Signaiwirkung sowohl auf die dort untergebrachten Per-

sonen als auch die Wohnbevölkerung in der Umgebung haben kann. Je unat"

trakth/er die Unterbrlngungsbedingungen, desto unerwünschter werden sich

die in den Zentren lebenden Menschen fühlen. Obgleich die Schutzsuchenden

- wie in einem Schaufenster - das selbstbestimmte Leben der Wohnbevölke-

rung betrachten können, sind sie selbst davon ausgeschlossen. Dieses Gefühl

des Ausgeschlossenseins kann Frust und Resignation auch bei denjenigen er-

zeugen, die später auf die Kommunen verteilt werden,

Auf die in der Umgebung lebende Wohnbevölkerung können die TZAR einen
stlgmatlsierenden Effekt haben: Die dort lebenden Menschen werden bereits

aufgrund ihrer großen Zahl und unzureichender Begegnungsmöglichkeiten im

Alltag ntcht als Individuen wahrgenommen, sondern als anonyme Masse. In

dem Maße/ in dem sich das in den Zentren angelegte Konfjlktpotentla! fnner-

halb oder außerhalb realisiert, wird diese anonyme Masse als potenztel! be-

drohlich wahrgenommen werden. Die Anonymität vermag somit Ressentj-

ments gegenüber Schutzsuchenden oder Ausländern im Allgemeinen hervor-

zurufen oder zu verstärken, die sich nicht nur gegen später auf die Kommunen

verteilten Schutzberechtigten richten können, sondern gegen alle Menschen

mit ausländischen Wurzeln.

Wtr geben daher, wie schon mehrfach ausgeführt/ einer raschen Verteilung von

zugewanderten Menschen grundsätzlich den Vorzug vor einer zentrallsierten

UnterbrSngungsform. Wie Sie wissen, sind wir auf mehreren Ebenen dieses Pro-

zesses mit erheblichem haupt- und ehrenamtllchen Personaleinsatz aktiv, um

die Integration von Menschen, die nach Thüringen kommen, erfolgreich mitzu-

gestalten.

Sehr geehrte Abgeordnete, ich hoffe, diese Anmerkungen sind für Ihre weite-

ren Überlegungen hilfreich, ich wünsche Ihren Beratungen einen konstruktiven

Verlauf.

Mit freundlichen Grüßen

Ordtnariatsrat
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